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Bekanntmachung der Einleitung eines Antisubventionsverfahrens betreffend die Einfuhren 
bestimmter organisch beschichteter Stahlerzeugnisse mit Ursprung in der Volksrepublik China 

(2012/C 52/05) 

Der Europäischen Kommission („Kommission“) liegt ein Antrag 
nach Artikel 10 der Verordnung (EG) Nr. 597/2009 des Rates 
vom 11. Juni 2009 über den Schutz gegen subventionierte 
Einfuhren aus nicht zur Europäischen Gemeinschaft gehörenden 
Ländern ( 1 ) („Grundverordnung“) vor, dem zufolge die Einfuhren 
bestimmter organisch beschichteter Stahlerzeugnisse mit Ur­
sprung in der Volksrepublik China subventioniert werden und 
dadurch den Wirtschaftszweig der Union bedeutend schädigen. 

1. Antrag 

Der Antrag wurde am 9. Januar 2012 von Eurofer („Antrag­
steller“) im Namen von Herstellern eingereicht, auf die mit mehr 
als 70 % ein erheblicher Teil der EU-Gesamtproduktion be­
stimmter organisch beschichteter Stahlerzeugnisse entfällt. 

2. Untersuchte Ware 

Bei der untersuchten Ware handelt es sich um bestimmte orga­
nisch beschichtete Stahlerzeugnisse, nämlich flachgewalzte Er­
zeugnisse aus legierten und nicht legierten Stählen (außer nicht 
rostendem Stahl), die auf mindestens einer Seite mit Farbe ver­
sehen, lackiert oder mit Kunststoff überzogen sind, ausgenom­
men sogenannte Sandwichpaneele für Bauzwecke, die aus zwei 
metallischen Deckschichten und einem Verbundkern aus wär­
medämmendem Material bestehen, und ausgenommen Erzeug­
nisse mit einer Zinkstaubdeckschicht, bei denen die hochzink­
haltige Farbe einen Zinkanteil von mindestens 70 GHT hat („un­
tersuchte Ware“). 

3. Subventionsbehauptung 

Bei der angeblich subventionierten Ware handelt es sich um die 
untersuchte Ware mit Ursprung in der Volksrepublik China 
(„betroffenes Land“), die derzeit unter den KN-Codes 
ex 7210 70 80, ex 7212 40 80, ex 7225 99 00 und 
ex 7226 99 70 eingereiht wird. Die KN-Codes werden nur in­
formationshalber angegeben. 

Dem Antragsteller zufolge kommen die Hersteller der unter­
suchten Ware mit Ursprung im betroffenen Land in den Genuss 
einer Reihe von staatlichen Subventionen der Volksrepublik 
China. 

Nach Angabe des Antragstellers handelt es sich bei den Sub­
ventionen unter anderem um Befreiungen von der Einkommen­

steuer und sonstigen direkten Steuern (beispielsweise Körper­
schaftsteuervergünstigungen für den Erwerb von im Inland her­
gestellten Produktionsanlagen, Steuervergünstigungsregelungen 
für Unternehmen im Bereich Hochtechnologie oder neue Tech­
nologien, Reglungen zur steuerlichen Absetzbarkeit von FuE- 
Ausgaben, Einkommensteuerermäßigungen für in umfassender 
Ressourcennutzung engagierte Unternehmen, Steuergutschriften 
für den Erwerb von Sonderausrüstungen, Regelungen für Ein­
kommenssteuervergünstigungen und von lokalen Gebietskörper­
schaften gewährte Steuernachlässe für in bestimmten Gebieten 
angesiedelte Unternehmen, Einkommensteuerbefreiung für In­
vestitionen in die heimische Technologieerneuerung, Steuerbe­
freiung für Dividendenausschüttungen zwischen qualifizierten 
gebietsansässigen Unternehmen), Befreiungen von indirekten 
Steuern und von Zöllen (z. B. Abzug der Umsatzsteuer auf 
Anlagevermögen), zinsvergünstigte Darlehen und Zinszuschüsse 
(z. B. Policy Loans, Darlehens- und Zinserlässe, Sicherheitsleis­
tungen innerhalb einer Gruppe), Eigenkapitalprogramme (z. B. 
Umwandlung von Schulden in Beteiligungen, Kapitalzufuhr, 
nicht ausgezahlte Dividenden), Bereitstellung von Waren durch 
den Staat zu einem Entgelt unterhalb der Marktüblichkeit (z. B. 
Einräumung von Bodennutzungsrechten, Versorgung mit Was­
ser, Strom und anderen Inputs), Erwerb von Waren durch den 
Staat zu Preisen oberhalb der Marktüblichkeit, Vorzugssteuer­
sätze für Unternehmen mit ausländischer Beteiligung (z. B. Ein­
kommensteuerbefreiungen oder -ermäßigungen im Rahmen des 
„two free/three half”-Programms (zwei Jahre steuerfrei / drei 
Jahre zum halben Steuersatz), lokale Einkommensteuerbefrei­
ungen oder -ermäßigungen, Steuerermäßigungen, Umsatzsteu­
ererstattung für den Erwerb im Inland hergestellter Anlagen, 
Befreiung von Einfuhrabgaben und von der Umsatzsteuer für 
Unternehmen mit ausländischer Beteiligung sowie für be­
stimmte heimische Unternehmen, die eingeführte Anlagen in 
geförderten Wirtschaftszweigen verwenden), Zuschusspro­
gramme (z. B. „China World Top Brand“ Programm, „Famous 
Brands“ Programme von Chongqing, der Provinz Hubei, von 
Ma'anshan, der Province Shandong und von Wuhan) sowie 
die Regionalprogramme zugunsten der Stahlindustrie (z. B. der 
Regionalregierungen von Tianjin, der nordöstlichen Region, der 
Provinz Jiangsu und der Provinz Hebei). 

Ferner brachte der Antragsteller vor, dass es sich bei den vor­
genannten Regelungen um Subventionen handele, da sie eine 
finanzielle Beihilfe der Regierung der Volksrepublik China oder 
regionaler Regierungen (einschließlich öffentlicher Körperschaf­
ten) beinhalteten, womit den Empfängern, d. h. den ausführen­
den Herstellern der untersuchten Ware, dadurch ein Vorteil
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( 1 ) ABl. L 188 vom 18.7.2009, S. 93.



gewährt werde. Die Subventionen würden zu einer Bevorzugung 
inländischer Waren gegenüber eingeführten Waren führen und/ 
oder würden nur bestimmten Unternehmen oder Unterneh­
mensgruppen und/oder für bestimmte Waren und/oder Regio­
nen gewährt; sie seien daher spezifisch und anfechtbar. 

4. Schadensbehauptung 

Der Antragsteller legte Beweise dafür vor, dass die Einfuhren der 
untersuchten Ware aus dem betroffenen Land in absoluten Zah­
len und gemessen am Marktanteil insgesamt gestiegen sind. 

Aus den vom Antragsteller vorgelegten Anscheinsbeweisen geht 
hervor, dass die Menge und die Preise der eingeführten unter­
suchten Ware sich unter anderem auf die Verkaufsmengen, das 
Preisniveau und den Marktanteil des Wirtschaftszweigs der 
Union negativ ausgewirkt und dadurch die Gesamtergebnisse 
sowie die Finanz- und Beschäftigungssituation im Wirtschafts­
zweig der Union sehr nachteilig beeinflusst haben. 

5. Verfahren 

Die Kommission kam nach Anhörung des Beratenden Aus­
schusses zu dem Schluss, dass der Antrag vom Wirtschaftszweig 
der Union oder in seinem Namen gestellt wurde und dass hin­
reichende Beweise vorliegen, welche die Einleitung eines Ver­
fahrens rechtfertigen; sie leitet daher nach Artikel 10 der Grund­
verordnung eine Untersuchung ein. 

Bei der Untersuchung wird geprüft, ob die untersuchte Ware 
mit Ursprung im betroffenen Land subventioniert wird und ob 
der Wirtschaftszweig der Union durch die subventionierten Ein­
fuhren geschädigt wurde. Sollte sich dies bestätigen, wird weiter 
geprüft, ob die Einführung von Maßnahmen dem Interesse der 
Union zuwiderlaufen würde. 

5.1 Verfahren zur Subventionsermittlung 

Die ausführenden Hersteller ( 1 ) der untersuchten Ware in dem 
betroffenen Land werden ersucht, an der Untersuchung der 
Kommission mitzuarbeiten. 

5.1.1 Untersuchung der ausführenden Hersteller 

5.1.1.1 V e r f a h r e n z u r A u s w a h l d e r z u u n t e r ­
s u c h e n d e n a u s f ü h r e n d e n H e r s t e l l e r i m 
b e t r o f f e n e n L a n d 

a) Stichprobenverfahren 

Da in dem betroffenen Land möglicherweise eine Vielzahl 
ausführender Hersteller von dem Verfahren betroffen ist, 
und um die Untersuchung fristgerecht abschließen zu kön­
nen, kann die Kommission die Zahl der zu untersuchenden 
ausführenden Hersteller auf ein vertretbares Maß beschrän­
ken, indem sie eine Stichprobe bildet („Stichprobenverfah­
ren“). Das Stichprobenverfahren wird nach Artikel 27 der 
Grundverordnung durchgeführt. 

Damit die Kommission über die Notwendigkeit eines Stich­
probenverfahrens entscheiden und gegebenenfalls eine 

Stichprobe bilden kann, werden alle ausführenden Hersteller 
oder die in ihrem Namen handelnden Vertreter hiermit ge­
beten, mit der Kommission Kontakt aufzunehmen. Sofern 
nichts anderes bestimmt ist, müssen die Parteien dieser Auf­
forderung binnen 15 Tagen nach Veröffentlichung dieser 
Bekanntmachung im Amtsblatt der Europäischen Union nach­
kommen, indem sie der Kommission die in Anhang A die­
ser Bekanntmachung erbetenen Angaben zu ihren Unter­
nehmen übermitteln. 

Die Kommission wird ferner mit den Behörden des betrof­
fenen Landes und gegebenenfalls mit den ihr bekannten 
Verbänden von ausführenden Herstellern Kontakt aufneh­
men, um die Informationen einzuholen, die sie für die Aus­
wahl der Stichprobe der ausführenden Hersteller benötigt. 

Interessierte Parteien, die außer den genannten Angaben 
weitere sachdienliche Informationen zur Auswahl der Stich­
probe übermitteln möchten, müssen dies binnen 21 Tagen 
nach Veröffentlichung dieser Bekanntmachung im Amtsblatt 
der Europäischen Union tun, sofern nichts anderes bestimmt 
ist. 

Ist die Bildung einer Stichprobe erforderlich, können die 
ausführenden Hersteller auf der Grundlage der größten re­
präsentativen Menge der Ausfuhren in die Union ausgewählt 
werden, die in der zur Verfügung stehenden Zeit in an­
gemessener Weise untersucht werden kann. Alle der Kom­
mission bekannten ausführenden Hersteller, die Behörden 
des betroffenen Landes und die Verbände der ausführenden 
Hersteller werden von der Kommission (gegebenenfalls über 
die Behörden des betroffenen Landes) darüber in Kenntnis 
gesetzt, welche Unternehmen in die Stichprobe einbezogen 
wurden. 

Die Kommission wird den für die Stichprobe ausgewählten 
ausführenden Herstellern, den ihr bekannten Verbänden aus­
führender Hersteller sowie den Behörden des betroffenen 
Landes Fragebogen zusenden, um die Informationen zu 
den ausführenden Herstellern einzuholen, die sie für ihre 
Untersuchung benötigt. 

Sofern nichts anderes bestimmt ist, müssen alle ausführen­
den Hersteller, die in die Stichprobe einbezogen werden, 
binnen 37 Tagen nach Bekanntgabe der Stichprobe einen 
ausgefüllten Fragebogen übermitteln. 

Der Fragebogen enthält unter anderem Angaben zur Struk­
tur der Unternehmen des ausführenden Herstellers, zur Ge­
schäftstätigkeit der Unternehmen im Zusammenhang mit 
der untersuchten Ware, zu den Produktionskosten, den Ver­
käufen der untersuchten Ware auf dem Inlandsmarkt des 
betroffenen Landes und den Verkäufen der untersuchten 
Ware in die Union. 

Unternehmen, die ihrer möglichen Einbeziehung in die 
Stichprobe zugestimmt hatten, jedoch hierfür nicht aus­
gewählt wurden, gelten als mitarbeitend („nicht in die Stich­
probe einbezogene mitarbeitende ausführende Hersteller“). 
Unbeschadet des folgenden Buchstabens b übersteigt der
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( 1 ) Ein ausführender Hersteller ist ein Unternehmen im betroffenen 
Land, das die untersuchte Ware herstellt und in den EU-Markt aus­
führt, entweder direkt oder über einen Dritten, auch über seine ver­
bundenen Unternehmen, die an der Herstellung, den Inlandsverkäu­
fen oder der Ausfuhr der betroffenen Ware beteiligt sind.



Ausgleichszoll, der gegebenenfalls auf die von diesen Her­
stellern stammenden Einfuhren erhoben wird, nicht die ge­
wogene durchschnittliche Subventionsspanne, die für die in 
die Stichprobe einbezogenen ausführenden Hersteller ( 1 ) er­
mittelt wird. 

b) Individuelle Subventionsspanne für nicht in die Stichprobe 
einbezogene Unternehmen 

Nicht in die Stichprobe einbezogene mitarbeitende ausfüh­
rende Hersteller können nach Artikel 27 Absatz 3 der 
Grundverordnung verlangen, dass die Kommission die je­
weilige unternehmensspezifische Subventionsspanne („indi­
viduelle Subventionsspanne“) ermittelt. Die ausführenden 
Hersteller, die eine individuelle Subventionsspanne beantra­
gen möchten, müssen einen Fragebogen und andere ein­
schlägige Antragsformulare anfordern und diese innerhalb 
der im nachstehenden Satz genannten Fristen ordnungs­
gemäß ausgefüllt zurücksenden. Sofern nichts anderes be­
stimmt ist, muss der ausgefüllte Fragebogen binnen 37 Ta­
gen nach Bekanntgabe der Stichprobe übermittelt werden. 

Ausführende Hersteller, die eine individuelle Subventions­
spanne beantragen, sollten jedoch berücksichtigen, dass die 
Kommission die Berechnung ihrer individuellen Subventi­
onsspanne dennoch ablehnen kann, beispielsweise falls die 
Zahl der ausführenden Hersteller so groß ist, dass diese 
Berechnung eine zu große Belastung darstellen und den 
fristgerechten Abschluss der Untersuchung verhindern wür­
de. 

5.1.2 Untersuchung der unabhängigen Einführer ( 2 ), ( 3 ) 

Die unabhängigen Einführer, welche die untersuchte Ware aus 
dem betroffenen Land in die Union einführen, werden gebeten, 
bei dieser Untersuchung mitzuarbeiten. 

Da möglicherweise eine Vielzahl unabhängiger Einführer von 
dem Verfahren betroffen ist, und um die Untersuchung frist­
gerecht abschließen zu können, kann die Kommission die 
Zahl der zu untersuchenden unabhängigen Einführer auf ein 
vertretbares Maß beschränken, indem sie eine Stichprobe bildet 
(„Stichprobenverfahren“). Das Stichprobenverfahren wird nach 
Artikel 27 der Grundverordnung durchgeführt. 

Damit die Kommission über die Notwendigkeit eines Stichpro­
benverfahrens entscheiden und gegebenenfalls eine Stichprobe 
bilden kann, werden alle unabhängigen Einführer oder die in 
ihrem Namen handelnden Vertreter hiermit gebeten, mit der 
Kommission Kontakt aufzunehmen. Sofern nichts anderes be­
stimmt ist, müssen die Parteien dieser Aufforderung binnen 15 
Tagen nach Veröffentlichung dieser Bekanntmachung im Amts­
blatt der Europäischen Union nachkommen, indem sie der Kom­
mission die in Anhang B dieser Bekanntmachung erbetenen 
Angaben zu ihren Unternehmen übermitteln. 

Ferner kann die Kommission Kontakt mit den ihr bekannten 
Einführerverbänden aufnehmen, um die Informationen einzuho­
len, die sie für die Auswahl der Stichprobe der unabhängigen 
Einführer benötigt. 

Interessierte Parteien, die außer den genannten Angaben weitere 
sachdienliche Informationen zur Auswahl der Stichprobe über­
mitteln möchten, müssen dies binnen 21 Tagen nach Veröffent­
lichung dieser Bekanntmachung im Amtsblatt der Europäischen 
Union tun, sofern nichts anderes bestimmt ist. 

Ist die Bildung einer Stichprobe erforderlich, können die Einfüh­
rer auf der Grundlage der größten repräsentativen Verkaufs­
menge der untersuchten Ware in der Union ausgewählt werden, 
die in der zur Verfügung stehenden Zeit in angemessener Weise 
untersucht werden kann. Alle der Kommission bekannten un­
abhängigen Einführer und Einführerverbände werden von ihr 
darüber in Kenntnis gesetzt, welche Unternehmen in die Stich­
probe einbezogen wurden. 

Die Kommission wird den in die Stichprobe einbezogenen un­
abhängigen Einführern und den ihr bekannten Einführerverbän­
den Fragebogen zusenden, um die Informationen einzuholen, 
die sie für ihre Untersuchung benötigt. Sofern nichts anderes 
bestimmt ist, müssen die Parteien binnen 37 Tagen nach Be­
kanntgabe der Stichprobe einen ausgefüllten Fragebogen zu­
rücksenden. 

Der ausgefüllte Fragebogen enthält unter anderem Angaben zur 
Struktur der betreffenden Unternehmen und zu ihren Geschäfts­
tätigkeiten im Zusammenhang mit der untersuchten Ware sowie 
zu den Verkäufen der untersuchten Ware. 

5.2 Verfahren zur Feststellung einer Schädigung und zur 
Untersuchung der Unionshersteller 

Die Feststellung einer Schädigung ( 4 ) stützt sich auf eindeutige 
Beweise und erfordert eine objektive Prüfung der Menge der 
subventionierten Einfuhren sowie ihrer Auswirkungen auf die 
Preise in der Union und auf den Wirtschaftszweig der Union. 
Um festzustellen, ob der Wirtschaftszweig der Union bedeutend 
geschädigt wurde, werden die Unionshersteller der untersuchten 
Ware gebeten, an der Untersuchung der Kommission mitzuar­
beiten. 

Da eine Vielzahl von Unionsherstellern von dem Verfahren be­
troffen ist, und um die Untersuchung fristgerecht abschließen zu 
können, hat die Kommission beschlossen, die Zahl der zu unter­
suchenden Unionshersteller auf ein vertretbares Maß zu be­
schränken, indem sie eine Stichprobe bildet („Stichprobenver­
fahren“). Das Stichprobenverfahren wird nach Artikel 27 der 
Grundverordnung durchgeführt. 

Die Kommission hat eine vorläufige Stichprobe der Unionsher­
steller gebildet. Genauere Angaben dazu können interessierte 
Parteien dem Dossier entnehmen. Interessierte Parteien werden 
hiermit gebeten, das Dossier einzusehen (die Kontaktdaten für 
die Kommission finden sich unter Abschnitt 5.6). Andere Uni­
onshersteller oder die in ihrem Namen handelnden Vertreter, die
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( 1 ) Nach Artikel 15 Absatz 3 der Grundverordnung bleiben Subventio­
nen, deren Höhe Null beträgt, geringfügig ist oder nach Maßgabe 
von Artikel 28 der Grundverordnung ermittelt wurde, unberücksich­
tigt. 

( 2 ) Es können ausschließlich Einführer, die nicht mit den ausführenden 
Herstellern verbunden sind, in die Stichprobe eingezogen werden. 
Einführer, die mit ausführenden Herstellern verbunden sind, müssen 
Anlage 1 des Fragebogens für die betreffenden ausführenden Her­
steller ausfüllen. Siehe Fußnote 3 der Anhang B zur Bestimmung des 
Begriffs „verbunden“. 

( 3 ) Die von den unabhängigen Einführern vorgelegten Daten können 
auch zu anderen Zwecken als zur Ermittlung von Subventionierung 
herangezogen werden. 

( 4 ) Der Begriff „Schädigung“ bedeutet, dass ein Wirtschaftszweig der 
Union bedeutend geschädigt wird oder geschädigt zu werden droht 
oder dass der Aufbau eines Wirtschaftszweigs der Union erheblich 
verzögert wird.



der Auffassung sind, dass bestimmte Gründe für ihre Einbezie­
hung in die Stichprobe sprechen, müssen die Kommission bin­
nen 15 Tagen nach Veröffentlichung dieser Bekanntmachung im 
Amtsblatt der Europäischen Union kontaktieren. 

Interessierte Parteien, die sachdienliche Informationen zur Aus­
wahl der Stichprobe übermitteln möchten, müssen dies binnen 
21 Tagen nach Veröffentlichung dieser Bekanntmachung im 
Amtsblatt der Europäischen Union tun, sofern nichts anderes be­
stimmt ist. 

Alle der Kommission bekannten Unionshersteller und/oder Ver­
bände von Unionsherstellern werden von ihr darüber in Kennt­
nis gesetzt, welche Unternehmen in die endgültige Stichprobe 
einbezogen wurden. 

Die Kommission wird den in die Stichprobe einbezogenen Uni­
onsherstellern und den ihr bekannten Verbänden von Unions­
herstellern Fragebogen zusenden, um die Informationen ein­
zuholen, die sie für ihre Untersuchung benötigt. Sofern nichts 
anderes bestimmt ist, müssen die Parteien binnen 37 Tagen 
nach Bekanntgabe der Stichprobe einen ausgefüllten Fragebogen 
übermitteln. 

Der ausgefüllte Fragebogen enthält unter anderem Angaben zur 
Struktur und finanziellen Lage der betreffenden Unternehmen, 
zu ihren Geschäftstätigkeiten im Zusammenhang mit der unter­
suchten Ware sowie zu den Produktionskosten und den Ver­
käufen der untersuchten Ware. 

5.3 Verfahren zur Prüfung des Unionsinteresses 

Sollten Subventionierung und eine dadurch verursachte Schädi­
gung festgestellt werden, ist nach Artikel 31 der Grundverord­
nung zu entscheiden, ob die Einführung von Ausgleichsmaß­
nahmen dem Unionsinteresse zuwiderlaufen würde. Sofern 
nichts anderes bestimmt ist, sind die Unionshersteller, die Ein­
führer und ihre repräsentativen Verbände, die Verwender und 
ihre repräsentativen Verbände sowie repräsentative Verbraucher­
organisationen gebeten, sich binnen 15 Tagen nach Veröffent­
lichung dieser Bekanntmachung im Amtsblatt der Europäischen 
Union bei der Kommission zu melden. Um an der Untersuchung 
mitarbeiten zu können, müssen die repräsentativen Verbrau­
cherorganisationen innerhalb derselben Frist nachweisen, dass 
ein objektiver Zusammenhang zwischen ihrer Tätigkeit und 
der untersuchten Ware besteht. 

Sofern nichts anderes bestimmt ist, können Parteien, die sich 
innerhalb der genannten Frist bei der Kommission melden, ihr 
binnen 37 Tagen nach Veröffentlichung dieser Bekanntmachung 
im Amtsblatt der Europäischen Union Angaben zum Unionsinte­
resse vorlegen. Diese Angaben können entweder in einem frei 
gewählten Format oder in einem von der Kommission erstellten 
Fragebogen bereitgestellt werden. Nach Artikel 31 der Grund­
verordnung übermittelte Informationen werden allerdings nur 
berücksichtigt, wenn sie zum Zeitpunkt ihrer Übermittlung 
durch Beweise belegt sind. 

5.4 Andere schriftliche Beiträge 

Vorbehaltlich der Bestimmungen dieser Bekanntmachung wer­
den alle interessierten Parteien hiermit gebeten, ihren Stand­

punkt unter Vorlage von Informationen und sachdienlichen 
Nachweisen darzulegen. Sofern nichts anderes bestimmt ist, 
müssen diese Informationen und sachdienlichen Nachweise bin­
nen 37 Tagen nach Veröffentlichung dieser Bekanntmachung im 
Amtsblatt der Europäischen Union bei der Kommission eingehen. 

5.5 Möglichkeit der Anhörung durch die mit der Unter­
suchung betrauten Dienststellen der Kommission 

Jede interessierte Partei kann eine Anhörung durch die mit der 
Untersuchung betrauten Kommissionsdienststellen beantragen. 
Der Antrag ist schriftlich zu stellen und zu begründen. Betrifft 
die Anhörung Fragen, die sich auf die Anfangsphase der Unter­
suchung beziehen, muss der Antrag binnen 15 Tagen nach 
Veröffentlichung dieser Bekanntmachung im Amtsblatt der Euro­
päischen Union gestellt werden. Danach ist eine Anhörung inner­
halb der Fristen zu beantragen, welche die Kommission in ihrem 
Schriftwechsel mit den Parteien jeweils festlegt. 

5.6 Schriftliche Beiträge, Übermittlung ausgefüllter Fragebo­
gen und sonstiger Schriftwechsel 

Alle von interessierten Parteien übermittelten schriftlichen Bei­
träge, die vertraulich behandelt werden sollen, darunter auch die 
in dieser Bekanntmachung angeforderten Informationen, die 
ausgefüllten Fragebogen und sonstige Schreiben, müssen den 
Vermerk „Limited“ (zur eingeschränkten Verwendung) ( 1 ) tragen. 

Interessierte Parteien, die Informationen mit dem Vermerk „Li­
mited“ übermitteln, müssen nach Artikel 29 Absatz 2 der 
Grundverordnung eine nichtvertrauliche Zusammenfassung vor­
legen, die den Vermerk „For inspection by interested parties“ 
(zur Einsichtnahme durch interessierte Parteien) trägt. Diese Zu­
sammenfassungen sollten so ausführlich sein, dass sie ein an­
gemessenes Verständnis des wesentlichen Inhalts der vertrauli­
chen Informationen ermöglichen. Legt eine interessierte Partei, 
die vertrauliche Informationen übermittelt, hierzu keine nicht­
vertrauliche Zusammenfassung im vorgeschriebenen Format 
und in der vorgeschriebenen Qualität vor, so können diese ver­
traulichen Informationen unberücksichtigt bleiben. 

Interessierte Parteien müssen alle Beiträge und Anträge elektro­
nisch (die nichtvertraulichen Beiträge per E-Mail, die vertrauli­
chen auf CD-R/DVD) übermitteln, und zwar unter Angabe ihres 
Namens, ihrer Anschrift, E-Mail-Adresse, Telefon- und Faxnum­
mer. Etwaige Vollmachten und unterzeichnete Bescheinigungen, 
die den beantworteten Fragebogen beigefügt werden, wie auch 
ihre aktualisierten Fassungen sind der nachstehend genannten 
Stelle indessen auf Papier vorzulegen, entweder durch Einsen­
dung per Post oder durch persönliche Abgabe. Kann eine inte­
ressierte Partei ihre Beiträge und Anträge nicht elektronisch 
übermitteln, muss sie die Kommission nach Artikel 28 Absatz 
2 der Grundverordnung hierüber unverzüglich in Kenntnis set­
zen. Weiterführende Informationen zum Schriftwechsel mit der 
Kommission können die interessierten Parteien der entsprechen­
den Webseite im Internet-Auftritt der Generaldirektion Handel 
entnehmen: http://ec.europa.eu/trade/tackling-unfair-trade/trade- 
defence
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( 1 ) Unterlagen mit dem Vermerk „Limited“ gelten als vertraulich im 
Sinne des Artikels 29 der Verordnung (EG) Nr. 597/2009 des Rates 
(ABl. L 188 vom 18.7.2009, S. 93) und des Artikels 12 des WTO- 
Übereinkommens zur Durchführung des Artikels VI des WTO-Über­
einkommens über Subventionen und Ausgleichsmaßnahmen. Sie 
sind ferner geschützt nach Artikel 4 der Verordnung (EG) Nr. 
1049/2001 des Europäischen Parlaments und des Rates (ABl. 
L 145 vom 31.5.2001, S. 43).
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Anschrift der Kommission: 

Europäische Kommission 
Generaldirektion Handel 
Direktion H 
Büro N105 04/092 
1049 Bruxelles/Brussel 
BELGIQUE/BELGIË 

Fax +32 22981697 

E-Mail: TRADE-OCS-SUBSIDY@ec.europa.eu 

6. Mangelnde Bereitschaft zur Mitarbeit 

Verweigern interessierte Parteien den Zugang zu den erforderli­
chen Informationen oder erteilen diese nicht fristgerecht oder 
behindern die Untersuchung erheblich, so können nach 
Artikel 28 der Grundverordnung vorläufige oder endgültige po­
sitive oder negative Feststellungen auf der Grundlage der ver­
fügbaren Informationen getroffen werden. 

Wird festgestellt, dass eine interessierte Partei unwahre oder 
irreführende Informationen vorgelegt hat, so können diese In­
formationen unberücksichtigt bleiben; stattdessen können die 
verfügbaren Informationen zugrunde gelegt werden. 

Arbeitet eine interessierte Partei nicht oder nur eingeschränkt 
mit und stützen sich die Feststellungen daher nach Artikel 28 
der Grundverordnung auf die verfügbaren Informationen, so 
kann dies zu einem Ergebnis führen, das für diese Partei un­
günstiger ist, als wenn sie mitgearbeitet hätte. 

7. Anhörungsbeauftragter 

Interessierte Parteien können sich an den Anhörungsbeauftrag­
ten der Generaldirektion Handel wenden. Er fungiert als Schnitt­
stelle zwischen den interessierten Parteien und den mit der 
Untersuchung betrauten Kommissionsdienststellen. Er befasst 
sich mit Anträgen auf Zugang zum Dossier, Streitigkeiten 
über die Vertraulichkeit von Unterlagen, Anträgen auf Fristver­
längerung und Anträgen Dritter auf Anhörung. Der Anhörungs­
beauftragte kann die Anhörung einer einzelnen interessierten 
Partei ansetzen und als Vermittler tätig werden, um zu gewähr­
leisten, dass die interessierten Parteien ihre Verteidigungsrechte 
umfassend wahrnehmen können. 

Eine Anhörung durch den Anhörungsbeauftragten ist schriftlich 
zu beantragen und zu begründen. Betrifft die Anhörung Fragen, 
die sich auf die Anfangsphase der Untersuchung beziehen, muss 
der Antrag binnen 15 Tagen nach Veröffentlichung dieser Be­
kanntmachung im Amtsblatt der Europäischen Union gestellt wer­
den. Danach ist eine Anhörung innerhalb der Fristen zu be­
antragen, welche die Kommission in ihrem Schriftwechsel mit 
den Parteien jeweils festlegt. 

Der Anhörungsbeauftragte sieht außerdem Gelegenheiten für 
eine Anhörung vor, bei der die Parteien divergierende Ansichten 
zu Fragen wie Subventionierung, Schädigung, ursächlicher Zu­
sammenhang und Unionsinteresse vortragen und Gegenargu­
mente vorbringen können. Eine solche Anhörung findet im 
Regelfall spätestens am Ende der vierten Woche nach der Unter­
richtung über die vorläufigen Feststellungen statt. 

Weiterführende Informationen und Kontaktdaten können inte­
ressierte Parteien den Webseiten des Anhörungsbeauftragten im 
Internet-Auftritt der Generaldirektion Handel entnehmen: 
(http://ec.europa.eu/trade/tackling-unfair-trade/hearing-officer/ 
index_en.htm). 

8. Zeitplan für die Untersuchung 

Nach Artikel 11 Absatz 9 der Grundverordnung wird die Unter­
suchung binnen 13 Monaten nach Veröffentlichung dieser Be­
kanntmachung im Amtsblatt der Europäischen Union abgeschlos­
sen. Nach Artikel 12 Absatz 1 der Grundverordnung können 
binnen neun Monaten nach Veröffentlichung dieser Bekannt­
machung im Amtsblatt der Europäischen Union vorläufige Maß­
nahmen eingeführt werden. 

9. Verarbeitung personenbezogener Daten 

Alle im Rahmen der Untersuchung erhobenen personenbezoge­
nen Daten werden nach der Verordnung (EG) Nr. 45/2001 des 
Europäischen Parlaments und des Rates zum Schutz natürlicher 
Personen bei der Verarbeitung personenbezogener Daten durch 
die Organe und Einrichtungen der Gemeinschaft und zum freien 
Datenverkehr ( 1 ) verarbeitet.
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( 1 ) ABl. L 8 vom 12.1.2001, S. 1.
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